Absender in Druckbuchstaben
(Vorname, Nachname, Anschrift):







Datum:





Regierung von Oberbayern
Sachgebiet 24.1
Maximilianstraße 39
80538 München



Rückgabe bis 23. Juli 2020 an die
Gemeinde Prutting, Kirchstraße 5



Raumordnungsverfahren für das Vorhaben: Brenner-Nordzulauf für den Abschnitt Gemeinde Tuntenhausen – Gemeinde Kiefersfelden (Staatsgrenze Deutschland / Österreich); Geschäftszeichen: 24.1-8257-1-18


Zu dem obigen Vorhaben wird folgende

STELLUNGNAHME

abgegeben:

Ich wohne in der Gemeinde Prutting, welche durch die Varianten „blau“ und „violett“ des Vorhabens betroffen ist, und befürchte erhebliche Auswirkungen auf meine Wohn- und Lebensqualität, insbesondere durch Verlärmung, Erschütterungen und Luftverschmutzungen / Feinstaub. Zudem wird der Verlust der Erholungsqualität der Außenwohnbereiche und der nahen Erholungsgebiete, sowie der Seen (Simssee, Hofstättersee, Rinssee) beanstandet. Die Werteverluste von Grundstücken und Immobilien sind nicht hinnehmbar. Die Eigenart der Landschaft, das Landschaftserlebnis und das Landschaftsbild werden unzumutbar beeinträchtigt. Unterbrechungen von Sichtbeziehungen, Barriere- und Trennwirkungen der Trasse sowie geänderte und verlängerte Wegebeziehungen werden gerügt. Ferner werden die Bodenversiegelung und Flächeninanspruchnahme, Betriebserschwernisse in der Landwirtschaft und der Verlust von landwirtschaftlichen Nutzflächen beanstandet.

Die Trassenführungen tangieren im Bereich der Gemeinde Prutting in nur geringer Entfernung das Naturschutzgebiet „Südufer des Simssees“, die FFH-Gebiete „Innauen und Leitenwälder“ und „Burger Moos“ sowie die Wasserschutzgebiete „Brunnen Sonnen“ und „Quelle Obernburg“. Die Quelle Obernburg ist nur ca. 15 m von der Quelle der Firma St. Leonhardsquelle GmbH & Co. KG in Stephanskirchen entfernt, welche auch gefährdet werden würde. Die Firma würde durch den Trassenbau ihre Arbeit möglicherweise nicht fortführen können. Außerdem würde der Bau der Trasse den möglichen Kreisverkehr an der Staatsstraße 2095 (Högering – Ried) behindern. Angesichts der unterirdischen Grundwasserströme im Gemeindegebiet geht die Deutsche Bahn selbst von „einem hohen wasserrechtlichen Genehmigungsrisiko“ aus.
Durch den geplanten Tunnel „Ringelfeld“ werden die Ortsteile Haidbichl, Spieln, Ried und andere diverse Nachbarorte unterquert. Hier bestehen Wohnhäuser, gewerbliche und landwirtschaftliche Anwesen. Die Auswirkungen auf die Gebäude sind nicht abschätzbar. Im Bereich der Ortsteile in der Nähe des Innufers befinden sich außerdem mehrere denkmalgeschützte Gebäude in geringem Abstand zum Portal des Tunnels.

Vor allem bei einer offenen Bauweise des Tunnels „Ringelfeld“ ist von großen, irreversiblen Eingriffen, Beeinträchtigungen und Schäden für Bebauung und Natur auszugehen. Eine jahrelange Baustelle würde die Gemeinde nahezu „zerschneiden“. Der Flächenverbrauch für die einzurichtende Baustelle und die Lagerflächen für Abraum wären immens und für die Gemeinde unzumutbar.

Sämtliche Untersuchungen für das Vorhaben weisen methodische Mängel auf, die sich auf das Abwägungsergebnis fehlerhaft auswirken können. Außerdem ist die Abschnittsbildung fehlerhaft, denn sie schließt weitere denkbare Trassenvarianten offenbar aus.
Im Weiteren hat man auch noch nichts von einem benötigten ökologischen Ausgleich gehört. Außerdem stellt sich nach wie vor die Frage nach der offenen / geschlossenen Bauweise der Untertunnelung. Bei offener Bauweise wäre der wirtschaftliche Schaden für die Landwirtschaft unermesslich hoch. Wie sieht es mit den Erschütterungen in der Bau- und anschließend auch in der Betriebsphase aus? Was ist mit dem „Tunnel-Boom“ an den Portalein- und –ausgängen aus? Auch der Bedarf wurde in meinen Augen noch nicht ausreichend erklärt und / oder nachgewiesen.
Zudem kann auch die Einsatzkraft der ansässigen freiwilligen Feuerwehren nicht dargestellt werden, wenn die Strecken durch den Bau behindert werden. Auch der erhöhte Bedarf an Einsatzkräfte bei evtl. Bahnunglücken sollte berücksichtigt werden.

Nach alledem halte ich die Varianten „blau“ und „violett“ und den Tunnel „Ringelfeld“ für nicht raumverträglich.

Ich beziehe mich dabei weiter auf die gesonderte Stellungnahme der Gemeinde Prutting, bzw. der Rechtsanwälte Günther, Hamburg.


· Ich bin damit einverstanden, dass die Regierung von Oberbayern meine Stellungnahme mit den darin enthaltenen persönlichen Daten an die Vorhabensträgerin übermittelt.

· Ich bin nicht damit einverstanden, dass die Regierung von Oberbayern meine Stellungnahme mit den darin enthaltenen persönlichen Daten an die Vorhabensträgerin übermittelt und spreche hiermit ausdrücklich meinen Anonymisierungswunsch aus.




_____________________________________
(Unterschrift)
